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In der Rechtssache 250/80 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Byret 
Kopenhagen in dem vor diesem anhängigen Strafverfahren 

ANKLAGEMYNDIGHEDEN (Staatsanwaltschaft) 

gegen 

HANS ULRICH SCHUMACHER, 

PETER HANS GERTH, 

JOHANNES HEINRICH GOTHMANN, 

ALFRED C. TÖPFER, Hamburg, 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 
5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 269/73 der Kommission vom 31. Ja­
nuar 1973 über Durchführungsbestimmungen der Regelung für die Aus­
gleichsbeträge im Rahmen des Beitritts (ABl. L 30, S. 73) in seiner durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1466/73 der Kommission vom 30. Mai 1973 (ABl. 
L 146, S. 13) geänderten Fassung 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten G. Bosco, Α. Touffait und O. Due, der Richter P. Pescatore, 
Mackenzie Stuart, Α. O'Keeffe, T. Koopmans, U. Everling, A. Chloros und 
F. Grévisse, 

Generalanwalt: F. Capotorti 
Kanzler: A. Van Houtte 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

I — S a c h v e r h a l t und schr i f t l i ches 
V e r f a h r e n 

Zur Zeit der ersten Erweiterung der Ge­
meinschaft im Jahr 1973 bestanden er­
hebliche Unterschiede zwischen den in 
den ursprünglichen Mitgliedstaaten gel­
tenden Preisen und denjenigen, die in 
den neuen Mitgliedstaaten angewandt 
wurden. Diese Unterschiede wurden je­
doch nur schrittweise während einer in 
der Beitrittsakte vorgesehenen Über­
gangszeit von fünf Jahren beseitigt. In 
der Zwischenzeit wurden sogenannte 
Beitrittsausgleichsbeträge eingeführt, um 
eine Verzerrung der Bedingungen, unter 
denen ein Erzeugnis aus einem Mitglied­
staat im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats vermarktet werden konnte, zu ver­
hindern. Die stufenweise Annäherung 
zwischen den Preisen für jeden neuen 
Mitgliedstaat und den gemeinsamen 
Preisen führte zu einer parallelen Kür­
zung dieser Beträge, bis sie am Ende der 
Übergangszeit völlig verschwunden wa­
ren. 

Vorschriften über die Anwendung der 
erwähnten Ausgleichsbeträge sind in der 
Beitrittsakte (Artikel 55 bis 58) aufge­
stellt. Nach den Artikeln 73, 51 und 55 
der Akte waren diese Vorschriften auch 
auf Getreide anwendbar. Sie wurden spä­
ter im Getreidesektor mit der Verord­
nung (EWG) Nr. 229/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 (ABl. L 27, S. 25) festge­
legt, die bis zum 1. November 1975 in 
Kraft blieb, als sie durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2757/75 des Rates vom 
29. Oktober 1975 (ABl. L 281, S. 104) 
ersetzt wurde. 

Im Rahmen des durch diese Bestimmun­
gen errichteten Systems waren die im 
Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen diesen und dritten Ländern an­
wendbaren Ausgleichsbeträge gleich dem 
Unterschied zwischen den für den betref­
fenden neuen Mitgliedstaat festgesetzten 
Preisen und den gemeinsamen Preisen. 

In bezug auf den Handel zwischen zwei 
neuen Mitgliedstaaten waren die Aus­
gleichsbeträge gleich dem Unterschied 
zwischen den Beträgen, die im Handel 
zwischen jedem dieser neuen Mitglied­
staaten und der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung an­
wendbar waren. 

Um die Gemeinschaftspräferenz zu si­
chern, wurden diese Ausgleichsbeträge 
immer wieder so geändert, daß sie — 
vorbehaltlich einer Ausnahme durch den 
Rat — die Abschöpfungen bei der Ein­
fuhr im Handel mit Drittländern nicht 
übersteigen konnten. 

Artikel 6 der Verordnung Nr. 299/73 er­
laubte, erforderlichenfalls eine Regelung 
zur Vorausfestsetzung des Ausgleichsbe­
trags einzuführen. Die hierfür notwendi­
gen Bestimmungen wurden mit der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 3280/73 der Kom­
mission vom 4. Dezember 1973 (ABl. 
L 337, S. 11) erlassen. Diese Verordnung 
sah unter anderem vor, daß bei der Vor­
ausfestsetzung des Ausgleichsbetrags eine 
Kaution von 3 RE je t zu stellen war, die 
beim Nachweis der Erfüllung der Zoll­
förmlichkeiten und im Falle der Ausfuhr 
beim zusätzlichen Nachweis, daß das Er-
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zeugnis das geographische Gebiet des 
Mitgliedstaats verlassen hatte, in dem 
diese Förmlichkeiten erfüllt worden wa­
ren, freigegeben wurde. 

Die Beitrittsausgleichsbeträge wurden im 
Handel der neuen Mitgliedstaaten unter­
einander oder mit den ursprünglichen 
Mitgliedstaaten von demjenigen der bei­
den betreffenden Mitgliedstaaten erho­
ben oder gewährt, dessen Preisniveau, 
das zur Bestimmung dieser Beträge 
diente, am höchsten war. 

Die Durchführungsbestimmungen der 
Regelung für die Beitrittsausgleichsbe­
träge wurden mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 269/73 der Kommission vom 
31. Januar 1973 erlassen. 

Nach Artikel 5 dieser Verordnung in sei­
ner durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1466/73 der Kommission vom 30. Mai 
1973 geänderten Fassung war die Zah­
lung des Ausgleichsbetrags durch den 
Ausfuhrstaat von der Erbringung des 
Nachweises abhängig, daß das Erzeug­
nis, für das die Ausfuhrzollförmlichkei­
ten erfüllt worden waren, das geographi­
sche Gebiet des Mitgliedstaats verlassen 
hatte, in dem diese Förmlichkeiten erfüllt 
worden waren. 

In bestimmten Fällen, unter anderem 
auch dann, wenn der Ausgleichsbetrag 
für ein Erzeugnis galt, für das keine Er­
stattung festgesetzt wurde, wie es bei 
dem im vorliegenden Fall ausgeführten 
Erzeugnis zutrifft, war die Zahlung je­
doch außerdem von dem Nachweis über 
die Erfüllung der Einfuhrzollförmlichkei­
ten und der Erhebung der im Bestim­
mungsmitgliedstaat geltenden Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung abhängig. 

Dieser Nachweis mußte durch Vorlage 
des in Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2315/69 über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren genannten Kontroll­
exemplars (T 5) erbracht werden. Wie 
sich aus Artikel 5 Absatz 2 letzter Unter­

absatz der Verordnung Nr. 269/73 in 
seiner durch die Verordnung Nr. 
1466/73 geänderten Fassung ergab, 
mußte unter den besonderen Angaben 
dieses Exemplars das Feld 104 von dem 
Betreffenden unter Streichung des Nicht­
zutreffenden und unter Hinzufügung 
einer bestimmten Angabe ausgefüllt wer­
den, die der Artikel in den Sprachen der 
verschiedenen Mitgliedstaaten wieder­
gab. In einigen sprachlichen Fassungen 
entsprach diese Angabe dem französi­
schen Ausdruck „destiné à être mis à la 
consommation" [zum Verbrauch be­
stimmt], während sie in anderen Fassun­
gen dem Ausdruck „destiné à être mis en 
libre pratique" [zum freien Verkehr be­
stimmt] entsprach. Dieser Unterschied in 
der Formulierung liegt der vorliegenden 
Rechtssache zugrunde, die auf folgen­
dem Sachverhalt beruht: 

Am 29. Juli 1975 erteilten die dänischen 
Behörden der Firma Alfred C. Töpfer, 
Hamburg, (nachstehend: Töpfer), die 
sich mit dem internationalen Getreide­
handel befaßt, eine Bescheinigung über 
die Vorausfestsetzung des für die Aus­
fuhr von 5 000 t Weizen aus Dänemark 
nach dem Vereinigten Königreich zu 
gewährenden Beitrittsausgleichsbetrags 
zum Satz von 24,05 RE je t (der an­
schließend auf 20,62 RE je t herabge­
setzt wurde), nachdem eine Kaution von 
3 RE je t gestellt worden war. Die Be­
scheinigung galt bis zum 26. September 
1975. 

Am 27. August 1975 erhielt Töpfer von 
den belgischen Behörden die Vorausfest­
setzung von Beitrittsausgleichsbeträgen 
für die Einfuhr von Weizen aus Däne­
mark und aus dem Vereinigten König­
reich in einen Mitgliedstaat der Gemein­
schaft in ihrer ursprünglichen Zusam­
mensetzung. Der vom Importeur zu zah­
lende Ausgleichsbetrag belief sich auf 2 
RE je t; eine Kaution von 3 RE je t war 
gestellt worden. Die Bescheinigung galt 
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bis zum 25. Oktober 1975 für sämtliche 
früheren Mitgliedstaaten. 

Am 4. September 1975 schloß Töpfer 
einen Vertrag über den Verkauf von 
1 800 t dänischen Weizen an die Firma 
Bremer Rolandmühle in Bremen. Am 15. 
September verkaufte sie 1 800 t däni­
schen Weizen an eine englische Firma, 
Dalgety Franklin Ltd., der sie sie am fol­
genden Tag wieder abkaufte. 

Am 17., 23. und 25. September 1975 ver­
ließen drei von Töpfer gecharterte 
Schiffe Dänemark, die insgesamt 1 800 t 
Weizen mit Bremen als endgültigem Be­
stimmungsort beförderten. Im Vereinig­
ten Königreich angelangt, wurde der 
Weizen von diesen Schiffen in die Silos 
einer englischen Firma entladen, die dem 
erwähnten englischen Käufer und Töpfer 
gemeinsam gehörten. Sobald die Einfuhr­
förmlichkeiten erfüllt waren, wurden die 
1 800 t Weizen wieder auf dieselben 
Schiffe geladen und nach Bremen weiter­
exportiert, wo die einzelnen Partien am 
26. September, 1. und 13. Oktober 1975 
eintrafen. 

Da Töpfer in der Erklärung T 5, auf der 
die englischen Behörden später ihren 
Sichtvermerk anbrachten, angegeben 
hatte, Bestimmungsort der Ware sei 
„England" (das Vereinigte Königreich) 
und die Ware sei „Bestemt til afsætning 
til forbrug" (Für den Absatz zum Ver­
brauch bestimmt), erhielt sie in Däne­
mark einen Beitrittsausgleichsbetrag von 
287 501,21 DKR (20,62 RE je t), und 
die von ihr in diesem Land gestellte Kau­
tion wurde freigegeben. 

Bei der Einfuhr in die Bundesrepublik 
Deutschland entrichtete Töpfer einen 
Beitrittsausgleichsbetrag von 11 611 DM 
(2 RE je t) aufgrund der am 27. August 
in Belgien erhaltenen Bescheinigung. 

Mit Anklageschrift vom 14. November 
1979 leitete der „statsadvocat for særlig 
økonomisk kriminalitet" (Staatsanwalt 

für besondere Wirtschaftskriminalität) 
vor dem Byret Kopenhagen ein Verfah­
ren gegen Töpfer und drei Angestellte 
dieser Firma ein, die sich mit den er­
wähnten Ausfuhren befaßt hatten. Der 
Staatsanwalt legte den Angeklagten zur 
Last, gegen bestimmte Vorschriften des 
Gesetzes Nr. 595 vom 22. Dezember 
1972 zur Durchführung der Gemein­
schaftsverordnungen über die Marktor­
ganisationen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse verstoßen zu haben, und be­
antragte, sie zur Erstattung der in Däne­
mark erhaltenen Beitrittsausgleichsbe­
träge sowie zur Rückzahlung der Kau­
tion zu verurteilen. Er begründete dies 
damit, daß sie bereits vor der Ausfuhr 
der Ware aus Dänemark beabsichtigt 
hätten, diese in die Bundesrepublik 
Deutschland einzuführen, und vorsätz­
lich, um die Zahlung der dänischen Bei­
trittsausgleichsbeträge für die Ausfuhren 
nach dem Vereinigten Königreich ohne 
Verlust der Kaution zu erhalten, den dä­
nischen Zollbehörden auf dem zu ver­
wendenden Formular T 5 unrichtig und 
irreführend angegeben hätten, daß die 
Ware für den Absatz zum Verbrauch im 
Vereinigten Königreich bestimmt sei. 

In einer vorbereitenden Sitzung vor der 
Verhandlung räumten die Angeklagten 
am 12. August 1980 ein, von Anfang an 
die Absicht gehabt zu haben, die Ware 
nach der Bundesrepublik Deutschland 
auszuführen; sie vertraten jedoch die An­
sicht, ihr Verhalten habe nicht gegen die 
Gemeinschaftsvorschriften verstoßen. Sie 
machten geltend, daß in ihrer Erklärung 
auf die Abfertigung der Ware im Ver­
einigten Königreich hingewiesen worden 
sei, die tatsächlich stattgefunden habe, 
und daß die erwähnten Vorschriften kei­
neswegs untersagt hätten, diese abgefer­
tigte Ware nach einem anderen Mitglied­
staat weiterauszuführen. 

Mit Beschluß vom 17. Oktober 1980 hat 
das Byret Kopenhagen dem Gerichtshof 
folgende Frage vorgelegt: 
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„Kann ein Mitgliedstaat (A) für den Fall, 
daß er eine Vorausfestsetzungsbescheini-
gung über die Beitrittsausgleichsbeträge 
für die Ausfuhr von Weizen nach einem 
anderen Mitgliedstaat (B) ausgestellt hat, 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verord­
nung (EWG) Nr. 269/73 der Kommis­
sion in seiner durch Artikel 21 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1466/73 geänder­
ten Fassung die Zahlung der Beträge an 
den Berechtigten ablehnen, wenn der 
Weizen zolltechnisch in Β in den freien 
Verkehr gebracht worden ist und der Be­
rechtigte das in Β ausgestellte Kontroll­
dokument im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 2315/69 der Kommission 
unter anderem mit der Angabe ,Besternt 
til afsætning til forbrug' oder ,Für den 
freien Verkehr bestimmt' vorlegt, der 
Weizen aber in Β ausschließlich im Hin­
blick auf die unmittelbar danach erfol­
gende Wiederausfuhr nach einem dritten 
Mitgliedstaat (C) in den freien Verkehr 
gebracht worden ist? Hierbei wird vor­
ausgesetzt, daß die Vorschriften über die 
Beitrittsausgleichsbeträge bei der Ausfuhr 
von Β nach C beachtet werden." 

Der Vorlagebeschluß ist am 13. Novem­
ber 1980 in der Kanzlei des Gerichts­
hofes eingetragen worden. 

Die Angeklagten des Ausgangsverfah­
rens, vertreten durch Rechtsanwalt H. 
Viltoft, Kopenhagen, und die Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, 
vertreten durch die Mitglieder ihres Juri­
stischen Dienstes R. Wainwright und 
H. P. Hartvig, haben nach Artikel 20 des 
Protokolls über die Satzung des Ge­
richtshofes der EWG schriftliche Erklä­
rungen eingereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. 

II — N a c h Ar t ike l 20 des P r o t o ­
kol ls übe r die S a t z u n g des 
G e r i c h t s h o f e s de r E W G e in ­
g e r e i c h t e sch r i f t l i che E r k l ä ­
r u n g e n 

Die Angeklagten des Ausgangsverfahrens 
bestreiten, gegenüber den dänischen 
Zollbehörden unrichtige und irrefüh­
rende Angaben gemacht zu haben. 

Sie erklären, keinem von ihnen sei be­
wußt gewesen, daß ein Unterschied zwi­
schen der in ihrem Land, Deutschland, 
verwendeten Angabe „Für den freien 
Verkehr bestimmt" und der Angabe „Be­
sternt til afsætning til forbrug", die das 
Formular Τ 5 in Dänemark enthalten 
müsse, habe bestehen können. 

Sie hätten zu keinem Zeitpunkt versucht 
zu verbergen, was in Wirklichkeit pas­
siert sei, sondern den zuständigen Behör­
den stets alle verlangten Auskünfte er­
teilt. Im übrigen meinen sie, daß die Art 
und Weise, in der sich die Dinge in die­
ser Sache abgespielt hätten, überhaupt 
nicht gegen die Bestimmungen des Ge­
meinschaftsrechts verstoße. 

Zur Frage des Vorlagegerichts tragen die 
Angeklagten vor, die Entscheidung des 
Gerichtshofes müsse auf rein objektiven 
Kriterien und nicht auf solchen Kriterien 
beruhen, die mit den subjektiven Absich­
ten der Ausfuhrfirmen zu tun hätten. Zur 
Stützung dieser Ansicht verweisen sie auf 
das Urteil des Gerichtshofes vom 2. Juni 
1976 in der Rechtssache 125/75 (Milch-, 
Fett- und Eier-Kontor GmbH, Slg. 1976, 
771), in dem folgendes ausgeführt sei: 
„Die Frage, ob die Ware den Markt des 
Bestimmungsgebietes erreicht hat, läßt 
sich nur unter Berücksichtigung objekti­
ver Kriterien beantworten, so daß es un­
erheblich ist, ob der Exporteur, der sei­
nen Antrag gestellt hat, im maßgeblichen 
Zeitpunkt gewußt hat, daß die Ware 
schließlich in ein anderes Land verbracht 
werden würde." 

1 — Tatsächlich handelt es sich um Artikel 1. 
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Nach ihrer Auffassung muß dieses Prin­
zip auch für den vorliegenden Fall gel­
ten. 

Ausschlaggebend müsse sein, daß der 
Exporteur die tatsächlichen Handlungen 
vornehme, von denen die Gewährung 
des Ausgleichsbetrags abhänge. Im vor­
liegenden Fall seien diese Voraussetzun­
gen erfüllt, da die betreffenden Waren 
tatsächlich im Vereinigten Königreich in 
den freien Verkehr gebracht worden 
seien. 

Zwar bestehe ein sprachlicher Unter­
schied zwischen der deutschen Fassung 
der Erklärung Τ 5, auf die sich die An­
geklagten berufen hätten, und der ent­
sprechenden dänischen Fassung. Doch 
sei auch klar, daß der Gerichtshof eine 
Auslegung der Kriterien für die Gewäh­
rung der Beitrittsausgleichsbeträge geben 
müsse, die für die Mitgliedstaaten ein­
heitlich sei, da eine unterschiedliche 
Auslegung unter Verstoß gegen die Ziele 
des Vertrages von Rom Verzerrungen 
bewirke. 

Im Hinblick auf diese Auslegung halten 
es die Angeklagten für nützlich hervor­
zuheben, daß die Import-Export-Firmen, 
die im Rahmen der europäischen Markt­
organisationen tätig würden, dem Bei­
trittsausgleichsbetrag, dem Verlust der 
Kaution und etwaigen Abgaben und Er­
stattungen in völlig gleicher Weise Rech­
nung tragen müßten und daß es daher 
wichtig sei, daß man sich auf den Wort­
laut der Bestimmungen verlassen könne. 
Nach Ansicht der Angeklagten ist der 
Umstand, daß klare und feste Richtlinien 
in bezug auf die Kriterien für die Ge­
währung des Beitrittsausgleichsbetrags 
angewandt würden, weit wichtiger und 
wesentlicher als das Bestreben zu verhin­
dern, daß in ganz vereinzelten Fällen — 
aufgrund unerwarteter Änderungen der 
Marktlage — ein Beitrittsausgleichsbe­
trag gezahlt werde, der nicht oder nur 

teilweise den Zwecken diene, die allge­
mein mit den gemeinsamen Agrarmarkt-
organisationen verfolgt würden. 

Dieser Aspekt sei aus Gründen der 
Rechtssicherheit noch gewichtiger, wenn 
die ungerechtfertigte Zahlung eines Bei­
trittsausgleichsbetrags für den Exporteur, 
der den Betrag erhalten habe, eine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit nach sich 
ziehe. 

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften stellt zunächst fest, daß in 
einem Fall wie dem vorliegenden sowohl 
die Zahlung der Beitrittsausgleichsbe­
träge als auch die Freistellung der Kau­
tion nach Artikel 5 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 269/73 und Artikel 8 der Ver­
ordnung Nr. 3280/73 unter anderem da­
von abhingen, daß das von der zuständi­
gen Zollstelle des Bestimmungsmitglied­
staats abgezeichnete Kontrollexemplar 
(T 5) des gemeinschaftlichen Versandpa­
piers vorgelegt werde. 

Wenn dieser Nachweis sowie die ande­
ren in den genannten Verordnungen ver­
langten Nachweise erbracht seien, werde 
davon ausgegangen, daß der Betroffene 
die formellen Voraussetzungen für die 
Zahlung der Ausgleichsbeträge und die 
Freistellung der Kaution erfüllt habe. 

Nach Ansicht der Kommission hat der 
Umstand, daß die Angabe, die das Feld 
104 des Kontrolldokuments enthalten 
müsse, in den sprachlichen Versionen der 
Verordnung Nr. 269/73 in ihrer durch 
die Verordnung Nr. 1466/73 geänderten 
Fassung differiere, keine Bedeutung. 
Diese Diskrepanz stelle ein rein sprachli­
ches Problem dar, das damit zusammen­
hänge, daß damals auf Gemeinschafts­
ebene keine gemeinsame Terminologie 
in Zollangelegenheiten bestanden habe. 
Man sei daher gezwungen gewesen, 
weitgehend auf die in den einzelnen 
Mitgliedstaaten verwendeten nationalen 
Ausdrücke zurückzugreifen, was jedoch 
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in der Praxis nicht zu Schwierigkeiten 
geführt habe. In diesem Zusammenhang 
sei hervorzuheben, daß die erwähnte An­
gabe nur den Zweck habe, der Behörde, 
die die Zahlung der Ausgleichsbeträge 
vorzunehmen habe, den Nachweis zu er­
bringen, daß die Voraussetzung des Arti­
kels 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 269/73 erfüllt sei. Diese 
Angabe stelle daher keine zusätzliche 
Voraussetzung zu der Voraussetzung der 
„Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten 
und der Erhebung der im Bestimmungs­
mitgliedstaat geltenden Abgaben und 
Zölle gleicher Wirkung" dar, die in der 
erwähnten Bestimmung aufgestellt sei. 

Die Kommission ist jedoch der Ansicht, 
daß die Erfüllung der formellen Voraus­
setzungen für die Zahlung des Aus­
gleichsbetrags und die Freistellung der 
Kaution nicht entscheidend sei für die 
Frage, ob die Ausfuhr von einem Mit­
gliedstaat nach einem anderen zu einem 
Ausgleichsbetrag berechtige. Es handele 
sich nämlich um Beweisregeln, die nach 
Auffassung des Gemeinschaftsgesetzge­
bers normalerweise ausreichende Hin­
weise dafür geben müßten, daß der Be­
troffene einen Anspruch auf den Aus­
gleichsbetrag erworben habe, die aber 
keinen solchen Anspruch begründeten. 

Die Kommission meint dagegen, daß die 
Voraussetzungen für die Entstehung des 
Anspruchs auf einen Ausgleichsbetrag 
aufgrund des Wortlauts sämtlicher Be­
stimmungen über die Ausgleichsbeträge, 
ihres Zusammenhangs und ihrer wirt­
schaftlichen Zielsetzung zu bestimmen 
seien. Sie bemerkt in dieser Hinsicht, da 
die Beitrittsausgleichsbeträge insbeson­
dere dazu dienten, den Austausch der 
Erzeugnisse zwischen zwei Mitgliedstaa­
ten mit unterschiedlichem Preisniveau 
unter zufriedenstellenden Bedingungen 
zu ermöglichen, entspreche eine Ausfuhr 
von einem Mitgliedstaat nach einem an­
deren, in dem das Preisniveau niedriger 

sei als in dem ersten Staat, diesem Zweck 
nur dann, wenn die betreffende Ware 
auf den Markt des Einfuhrlandes ge­
bracht werde. Erst in diesem Stadium 
trete das eingeführte Erzeugnis in Wett­
bewerb mit anderen Erzeugnissen auf 
der Grundlage des niedrigeren Preisni­
veaus im Einfuhrland. Ein Ausgleich der 
Preisunterschiede werde hingegen nicht 
erreicht, wenn die Ware nur im Transit­
verkehr durch das Bestimmungsland be­
fördert werde oder wenn sie unmittelbar 
nach der Erfüllung der Einfuhrförmlich­
keiten wieder ausgeführt werde. Es sei 
also für die Entstehung des Anspruchs 
auf einen Ausgleichsbetrag erforderlich, 
daß das eingeführte Erzeugnis im Be­
stimmungsland verarbeitet und/oder ver­
braucht werde, es sei denn, daß eine spä­
tere Wiederausfuhr der Ware in unverar­
beitetem Zustand objektiv mit einer Än­
derung der Marktbedingungen begrün­
det werden könne. 

Im Anschluß an diese Überlegungen ver­
weist die Kommission auf eine Reihe von 
Urteilen, die der Gerichtshof in Rechts­
sachen betreffend Ausfuhrerstattungen 
erlassen hat und die sie analog auf die 
Ausgleichsbeträge anwendet; sie gelangt 
zu der Schlußfolgerung, daß in einem 
Fall wie dem vorliegenden kein Anspruch 
auf einen Ausgleichsbetrag und damit 
auch kein Anspruch auf Freigabe der 
Kaution entstanden sein könnten. 

Die Kommission ist außerdem der An­
sicht, es bestehe kein Anspruch auf einen 
Ausgleichsbetrag, wenn ein Mißbrauch 
oder eine Umgehung der Gemeinschafts­
regelung über die Beitrittsausgleichsbe­
träge vorliege. 

Unter den verschiedenen Spekulationen, 
zu denen die Ausgleichsbeträge veranlas­
sen könnten, sei die, daß ein Unterneh­
men durch Geschäfte ohne jede wirt­
schaftliche Zielsetzung von den Unter­
schieden zwischen den Sätzen dieser 
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Beträge profitieren könne, bedeutend 
schwerwiegender als die übrigen. Die 
Gemeinschaft könne diese Geschäfte je­
doch nicht verhindern oder erschweren, 
ohne zu riskieren, daß die Abwicklung 
„seriöser" Handelsgeschäfte unnötiger­
weise beeinträchtigt werde. Für Unter­
nehmen, die nicht an spekulativen Ge­
schäften teilgenommen hätten, könne 
eine rückwirkende Änderung der Bestim­
mungen für den Fall, daß ein Mißbrauch 
festgestellt werde, eine Verletzung des 
Grundsatzes des Vertrauensschutzes be­
deuten. 

Angesichts dieser Schwierigkeit, Umge­
hungen der Gemeinschaftsvorschriften 
zu verhindern, müsse es möglich sein, die 
Zahlung eines Ausgleichsbetrags zu ver­
weigern, wenn nachgewiesen sei, daß ein 
bestimmtes Geschäft, auch wenn die for­
mellen Voraussetzungen für den An­
spruch auf diesen Betrag erfüllt seien, 
keinerlei wirtschaftliche Zielsetzung habe 
und damit ausschließlich bezweckt 
werde, einen Gewinn aufgrund der Un­
terschiede zwischen den von der Ge­
meinschaft festgesetzten Sätzen der Aus­
gleichsbeträge zu erzielen. 

Zur Stützung ihrer Ansicht legt die 
Kommission als Anlage zu ihren Erklä­
rungen eine Übersicht über die Bestim­
mungen vor, die in den meisten Mit­
gliedstaaten den Mißbrauch und die 
Umgehung von Rechtsvorschriften ahn­
den. 

Sie meint, daß ähnliche Bestimmungen 
im Hinblick auf das Gemeinschaftrecht 
anwendbar sein müßten, und erwähnt in 
diesem Zusammenhang das Urteil des 
Gerichtshofes vom 11. Oktober 1977 in 
der Rechtssache 125/76 (Cremer, Slg. 
1977, 1593) aus dem sich unter anderem 
ergebe, daß die Anwendung der Gemein­
schaftsverordnungen „keinesfalls so weit 
ausgedeht werden darf, daß sie miß­

bräuchliche Praktiken eines Exporteurs 
. . . deckt". 

Nachdem die Kommission ausgeführt 
hat, daß die Anwendung einer Vor­
schrift, nach der die Zahlung eines Aus­
gleichsbetrags verweigert werden könne, 
wenn ein Mißbrauch oder eine Umge­
hung des Gemeinschaftsrechts vorliege, 
aus Gründen der Rechtssicherheit natür­
lich auf die Fälle zu beschränken sei, in 
denen der rein spekulative Charakter 
eines Handelsgeschäfts erwiesen sei, 
schlägt sei vor, die Frage des Byret Ko­
penhagen wie folgt zu beantworten : 

„1 . Die Vorschriften über die Beitritts­
ausgleichsbeträge einschließlich der 
Verordnung Nr. 269/73 sind dahin 
auszulegen, daß der Anspruch auf 
den Beitrittsausgleichsbetrag und die 
Freigabe der Kaution im Falle der 
Vorausfestsetzung davon abhängt, 
daß die Ausfuhr aus einem Mitglied­
staat nach einem anderen der Ziel­
setzung des errichteten Systems, 
nämlich dem Ausgleich der Unter­
schiede im Preisniveau dieser Mit­
gliedstaaten, entspricht. Hierzu ist es 
erforderlich, daß die eingeführte 
Ware tatsächlich auf den Markt des 
Einfuhrlandes gebracht wird. 

2. Eine Ausfuhr aus einem Mitglied­
staat nach einem anderen, von der 
nachgewiesen ist, daß sie keinerlei 
wirtschaftliche Zielsetzung hat, weil 
mit ihr nur bezweckt wird, von den 
Unterschieden zwischen den von der 
Gemeinschaft festgesetzten Aus­
gleichsbeträgen zu profitieren, stellt 
einen Mißbrauch oder eine Umge­
hung der Gemeinschaftsregelung dar 
und berechtigt weder zur Gewäh­
rung eines Ausgleichsbetrags noch 
zur Freigabe einer im Falle der .Vor­
ausfestsetzung gestellten Kaution." 
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III — Mündliche Verhandlung 

Die Angeklagten des Ausgangsverfah­
rens, vertreten durch Rechtsanwalt H. 
Vilthoft, Kopenhagen, und die Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, 
vertreten durch das Mitglied ihres Juristi­

schen Dienstes H. P. Hartvig als Bevoll­
mächtigten, haben in der Sitzung vom 
30. Juni 1981 mündliche Ausführungen 
gemacht. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 29. September 
1981 vorgetragen. 

Entsche dungsgründe 

1 Das Byret Kopenhagen hat mit Beschluß vom 17. Oktober 1980, beim Ge­
richtshof eingegangen am 13. November 1980, gemäß Artikel 177 EWG-
Vertrag eine Frage nach der Auslegung von Artikel 5 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 269/73 der Kommission vom 31. Januar 1973 über Durchfüh­
rungsbestimmungen der Regelung für die Ausgleichsbeträge im Rahmen des 
Beitritts (ABl. L 30, S. 73) in seiner durch Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 1466/73 der Kommission vom 30. Mai 1973 (ABl. L 146, S. 13) geänder­
ten Fassung zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich im Rahmen eines vom „statsadvokat for særlig økono­
misk kriminalitet" (Staatsanwalt für besondere Wirtschaftskriminalität) gegen 
einen internationalen Weizenhändler und drei seiner Angestellten eingeleite­
ten Verfahrens. Der Staatsanwalt hat den Betroffenen zur Last gelegt, bei 
einer Weizenausfuhr aus Dänemark nach der Bundesrepublik Deutschland 
gegen bestimmte Vorschriften des dänischen Gesetzes zur Durchführung der 
Gemeinschaftsverordnungen über die gemeinsamen Marktorganisationen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse verstoßen zu haben, und beantragt, sie zur 
Rückzahlung der für diese Ausfuhr gezahlten Beitrittsausgleichsbeträge und 
der zu Unrecht freigestellten Kaution zu verurteilen. 

3 Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 269/73 der Kommission, um 
deren Auslegung das vorlegende Gericht den Gerichtshof ersucht, ist die 
Zahlung des Ausgleichsbetrags „von der Erbringung des Nachweises abhän­
gig, daß das Erzeugnis, für das die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt worden 
sind, das geographische Gebiet des Mitgliedstaats verlassen hat, in dem diese 
Förmlichkeiten erfüllt wurden". Absatz 2 zweiter Gedankenstrich fügt hinzu, 
daß, wenn „der Ausgleichsbetrag für ein Erzeugnis [gilt], für das keine Er-
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stattung festgesetzt wird, . . . seine Zahlung außerdem von dem Nachweis 
über die Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten und der Erhebung der im Be­
stimmungsmitgliedstaat geltenden Abgaben und Zölle gleicher Wirkung 
ab[hängt]". 

4 Absatz 2 letzter Unterabsatz in seiner durch die Verordnung Nr. 1466/73 
der Kommission geänderten Fassung bestimmt außerdem, daß der erwähnte 
Nachweis „durch Vorlage des in Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2315/69 genannten Kontrollexemplars erbracht [wird]", also durch Vor­
lage des gemeinschaftlichen Versandpapiers mit der Bezeichnung Τ 5. Dieser 
Unterabsatz sieht schließlich in Buchstabe b vor, daß unter den besonderen 
Angaben des Kontrollexemplars das Feld 104 unter Streichung des Nichtzu­
treffenden und unter Hinzufügung einer der folgenden Angaben ausgefüllt 
werden muß: 

„Für den freien Verkehr bestimmt" 

„Bestemt til afsætning til forbrug" 

„intended for entry for home use" 

„Destine à être mis à la consommation" 

„destinato ad essere immesso in consumo" 

„Bestemd om in het vrije verkeer te worden gebracht" 

5 Wie sich aus den Akten und dem Vorlagebeschluß ergibt, erhielt der im Aus­
gangsverfahren angeklagte Weizenhändler gemäß Artikel 6 der Verordnung 
Nr. 229/73 des Rates vom 31. Januar 1973 (ABl. L 27, S. 25) mit am 29. Juli 
1975 ausgestellter Bescheinigung die Vorausfestsetzung eines Beitrittsaus­
gleichsbetrags für die Ausfuhr von 5 000 t Weizen aus Dänemark nach dem 
Vereinigten Königreich zum Satz von 24,05 RE je t — der dann nach Arti­
kel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 3280/73 (ABl. L 337, S. 11) auf 20,62 
RE herabgesetzt wurde — und stellte hierfür eine Kaution von 3 RE je t. 

6 Am 27. August 1975 erhielt er außerdem von den belgischen Behörden die 
Vorausfestsetzung von Beitrittsausgleichsbeträgen, die er für die Einfuhr von 
Weizen aus Dänemark und aus dem Vereinigten Königreich nach einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung zu 
zahlen hatte. Dieser Ausgleichsbetrag belief sich im Fall des Vereinigten Kö­
nigreichs auf 2 RE je t, und die zu stellende Kaution betrug 3 RE je t. Die 
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entsprechende Vorausfestsetzungsbescheinigung war bis zum 25. Oktober 
1975 gültig. 

7 Am 4. September 1975 schloß der Händler einen Vertrag über den Verkauf 
von 1 800 t dänischen Weizen an ein Unternehmen in Bremen, Bundesrepu­
blik Deutschland. Am 15. September 1975 verkaufte er die gleiche Menge 
dieses Erzeugnisses an eine englische Firma, und am folgenden Tag kaufte er 
dieser Firma die genannte Menge zu einem um 3,35 £ je Bruttotonne erhöh­
ten Preis wieder ab. In der Zwischenzeit hatte der Angeklagte des Ausgangs­
verfahrens mit Fernschreiben vom 15. und 19. September 1975 drei Schiffe 
bei einem englischen Reeder gechartert und folgende Anweisungen erteilt: 
„for destination Lowestoft" — „discharging and reloading into the same 
vessel" — „final destination: Bremen". 

8 Diese Schiffe verließen Dänemark am 17., 23. und 25. September 1975 und 
beförderten so die dem betreffenden Exporteur gehörenden 1 800 t Weizen 
nach Lowestoft im Vereinigten Königreich, wo sie entladen wurden. Nach­
dem die Einfuhrförmlichkeiten erfüllt worden waren, wurden sie wieder be­
laden, und die Ware wurde nach Bremen weiterexportiert, wo sie am 
26. September, 1. und 13. Oktober 1975 eintraf. 

9 Da es sich um einen Beitrittsausgleichsbetrag für ein Erzeugnis handelte, für 
das keine Erstattung festgesetzt war, mußte der Exporteur — gemäß Artikel 
5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 269/73 — das Kontrollexemplar T 5 ausfül­
len. Auf diesem Dokument gab er als Bestimmung des Erzeugnisses das Ver­
einigte Königreich an und erklärte in Feld 104, das Erzeugnis sei „Besternt 
til afsætning til forbrug" (für den Absatz zum Verbrauch bestimmt). Auf­
grund dieses Exemplars, das von den britischen Zollbehörden ordnungsge­
mäß mit einem Sichtvermerk versehen wurde, erhielt der Exporteur in Däne­
mark einen Ausgleichsbetrag von 20,62 RE je t, und seine Kaution wurde 
freigegeben. Bei der Einfuhr in die Bundesrepublik Deutschland zahlte er 
dagegen aufgrund der in Belgien ausgestellten Einfuhrlizenz einen Beitritts­
ausgleichsbetrag von 2 RE je t, und die entsprechende Kaution wurde freige­
geben. 

10 Wegen der Besonderheiten dieser Ausfuhr und in Anbetracht der Erklärun­
gen in dem den dänischen Behörden vorgelegten Kontrollexemplar T 5 warf 
der Staatsanwalt für besondere Wirtschaftskriminalität dem Exporteur und 
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dreien seiner Angestellten mit Anklageschrift vom 14. November 1979 vor, 
diesen Behörden unrichtig und irreführend auf dem Kontrollexemplar ange­
geben zu haben, daß es sich um eine Ausfuhr nach dem Vereinigten König­
reich handele, obgleich die Ware unmittelbar nach Erfüllung der Einfuhr­
zollförmlichkeiten aus diesem Mitgliedstaat wieder ausgeführt worden sei. 

1 Die Angeklagten räumten ein, daß bereits vor der Ausfuhr aus Dänemark 
nach dem Vereinigten Königreich beabsichtigt gewesen sei, die Ware an 
einen Kunden in der Bundesrepublik Deutschland zu liefern; sie waren je­
doch der Ansicht, daß ein solcher Vorgang nicht gegen das Gemeinschafts­
recht verstoße. Zur Stützung ihres Vorbringens beriefen sie sich auf den 
deutschen Wortlaut von Artikel 5 Absatz 2 letzter Unterabsatz der Verord­
nung Nr. 269/73 in seiner durch die Verordnung Nr. 1466/73 geänderten 
Fassung, insbesondere auf diesen Feld 104 des Kontrollexemplars T 5 hinzu­
zufügende Angabe. Nach ihrer Auffassung ergibt sich hieraus, daß der in 
Absatz 2 zweiter Unterabsatz verlangte Nachweis der der „Erfüllung der 
Einfuhrförmlichkeiten und der Erhebung der im Bestimmungsmitgliedstaat 
geltenden Abgaben und Zölle gleicher Wirkung" sei, eine Voraussetzung, die 
sie durch die Abfertigung im Vereinigten Königreich erfüllt hätten. 

2 Im Hinblick auf dieses Vorbringen und angesichts der in dem genannten 
Punkt voneinander abweichenden sprachlichen Fassungen des Artikels 5 Ab­
satz 2 letzter Unterabsatz und der vierten Begründungserwägung der Ver­
ordnung Nr. 269/73 hat das Byret Kopenhagen in der Erwägung, daß die 
Entscheidung über das Verfahren von der Auslegung des einschlägigen Ge­
meinschaftsrechts abhänge, dem Gerichtshof folgende Frage vorgelegt: 

,,Kann ein Mitgliedstaat (A) für den Fall, daß er eine Vorausfestsetzungsbe-
scheinigung über die. Beitrittsausgleichsbeträge für die Ausfuhr von Weizen 
nach einem anderen Mitgliedstaat (B) ausgestellt hat, gemäß Artikel 5 Absatz 
2 der Verordnung (EWG) Nr. 269/73 der Kommission in seiner durch Arti­
kel 2 ' der Verordnung (EWG) Nr. 1466/73 geänderten Fassung die Zah­
lung der Beträge an den Berechtigten ablehnen, wenn der Weizen zolltech­
nisch in B in den freien Verkehr gebracht worden ist und der Berechtigte 
das in B ausgestellte Kontrolldokument im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. 2315/69 der Kommission unter anderem mit der Angabe ,Bestemt til 
afsaetning til forbrug' oder ,Für den freien Verkehr bestimmt' vorlegt, der 
Weizen aber in B ausschließlich im Hinblick auf die unmittelbar danach er­
folgende Wiederausfuhr nach einem dritten Mitgliedstaat (C) in den freien 
Verkehr gebracht worden ist? Hierbei wird vorausgesetzt, daß die Vorschrif-

1 — Tatsächlich handelt es sich um Artikel I. 
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ten über die Beitrittsausgleichsbeträge bei der Ausfuhr von Β nach C beachtet 
werden." 

Angesichts der Diskrepanz zwischen den verschiedenen sprachlichen Fassun­
gen der vorerwähnten Bestimmungen der Verordnung Nr. 269/73 sind diese 
Bestimmungen und die Verordnung, in der sie enthalten sind, für die Ant­
wort an das vorlegende Gericht im Gesamtrahmen der Gemeinschaftsvor­
schriften über die Regelung der Beitrittsausgleichsbeträge zu betrachten und 
insbesondere im Hinblick auf die Ziele dieser Regelung auszulegen. 

Die Regelung der Beitrittsausgleichsbeträge findet ihre Rechtsgrundlage in 
den Artikeln 55 bis 58 der Akte über die Beitrittsbedingungen und die An­
passungen der Verträge. Aus Artikel 55 Absatz 1 ergibt sich, daß diese Rege­
lung bezweckt, die Preisunterschiede im Handel der neuen Mitgliedstaaten 
untereinander und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen­
setzung auszugleichen; hierzu ist die Zahlung von Ausgleichsbeträgen vorge­
sehen, die vom einführenden Staat erhoben oder vom ausführenden Staat 
gewährt werden. Artikel 55 der Beitrittsakte läßt damit erkennen, daß die 
Regelung der Beitrittsausgleichsbeträge nur dann anwendbar ist, wenn zwi­
schen dem Ausfuhrstaat und dem Einfuhrstaat tatsächlich ein Handel mit 
den betreffenden Erzeugnissen stattfindet. 

Außerdem heißt es in der neunten Begründungserwägung der Verordnung 
Nr. 229/73 des Rates zur Festlegung der Grundregeln für die Anwendung 
der genannten Regelung für Getreide und andere Erzeugnisse, daß die Bei­
trittsausgleichsbeträge im innergemeinschaftlichen Warenverkehr dazu die­
nen, „den Austausch der Erzeugnisse zwischen zwei Mitgliedstaaten mit un­
terschiedlichem Preisniveau unter zufriedenstellenden Bedingungen zu er­
möglichen". Hiermit wird bestätigt, daß diese Regelung nur dann in Betracht 
kommt, wenn die betreffende Ware tatsächlich zwischen diesen beiden Staa­
ten verkehrt und wenn infolge ihrer Vermarktung innerhalb des als Einfuhr­
staat bezeichneten Staates der etwaige Preisunterschied zwischen diesem 
Mitgliedstaat und dem Ausfuhrmitgliedstaat zu einem wirtschaftlichen Faktor 
wird, der für den Handel zwischen den beiden Staaten wirklich Bedeutung 
hat. 

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich also, daß die bloße Tatsache, daß ein 
Erzeugnis aus einem neuen Mitgliedstaat oder aus der Gemeinschaft in ihrer 
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ursprünglichen Zusammensetzung sich nur zum Zweck und für die Dauer 
der Erfüllung der Zollförmlichkeiten im Gebiet des als Einfuhrstaat bezeich­
neten Mitgliedstaats befunden hat und, ohne in diesem Staat vermarktet 
worden zu sein, unmittelbar weiterausgeführt worden ist, um in einem drit­
ten Mitgliedstaat vermarktet zu werden, nicht genügt, um die Anwendung 
eines Beitrittsausgleichsbetrages zwischen dem Ausfuhrstaat und dem Ein­
fuhrstaat zu rechtfertigen. Da der Zweck des Preisausgleichs in einem sol­
chen Fall nicht erreicht wird, ist eine wesentliche Voraussetzung für die An­
wendung eines Beitrittsausgleichsbetrags nicht erfüllt. 

17 In Anbetracht all dieser Umstände kann die Diskrepanz zwischen den ver­
schiedenen sprachlichen Fassungen des in Artikel 5 Absatz 2 letzter Unterab­
satz der Verordnung Nr. 269/73 erwähnten Kontrollexemplars nicht als 
maßgebend dafür angesehen werden, die Ansicht zu vertreten, daß der 
Nachweis, den dieses Kontrollexemplar für die Zahlung des Beitrittsaus­
gleichsbetrags erbringen soll, auf die Erfüllung der Zollförmlichkeiten im Be­
stimmungsmitgliedstaat beschränkt ist, unabhängig davon, ob das betreffende 
Erzeugnis in diesem Staat tatsächlich in den Handel gebracht worden ist. 
Vielmehr ergibt sich bereits daraus, daß die Verordnung Nr. 1466/73 der 
Kommission den ursprünglichen Text dieses Artikels durch eine Bestimmung 
über die Vorlage des mit den Angaben in Feld 104 versehenen Kontrollexem­
plars Τ 5 ergänzt hat, daß dieser Nachweis über die bloße Erfüllung der in 
dem nicht geänderten Text der Bestimmung erwähnten Zollförmlichkeiten 
hinausgeht und im Hinblick auf die Ziele und das System der Vorschriften 
über die in Rede stehende Regelung so zu verstehen ist, daß er die Vermark­
tung des Erzeugnisses in dem als Bestimmungsstaat bezeichneten Mitglied­
staat einschließt. 

18 Aus diesen Gründen ist dem vorlegenden Gericht zu antworten, daß Artikel 
5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 269/73 der Kommission vom 31. Januar 
1973 in seiner durch die Verordnung Nr. 1466/73 der Kommission vom 
30. Mai 1973 geänderten Fassung dahin auszulegen ist, daß der Exporteur, 
der landwirtschaftliche Erzeugnisse aus einem Mitgliedstaat mit höherem 
Preisniveau in einen neuen Mitgliedstaat befördert, nicht die Zahlung von 
Beitrittsausgleichsbeträgen verlangen kann, wenn die Erzeugnisse nicht nach 
der Erfüllung der Zollförmlichkeiten in dem den zuständigen Behörden des 
Ausfuhrmitgliedstaats als Bestimmungsstaat angegebenen Mitgliedstaat auf 
dem Markt dieses letztgenannten Staates tatsächlich in den Handel gebracht 
worden sind. 
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K o s t e n 

Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen beim Gerichtshof eingereicht hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die 
Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Bestandteil des vor 
dem nationalen Gericht anhängigen Verfahrens; die Kostenentscheidung ist 
daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Byret Kopenhagen mit Beschluß vom 17. Oktober 1980 
vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 269/73 der Kommission vom 
31. Januar 1973 in seiner durch die Verordnung Nr. 1466/73 der Kom­
mission vom 30. Mai 1973 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, daß 
der Exporteur, der landwirtschaftliche Erzeugnisse aus einem Mitglied­
staat mit höherem Preisniveau in einen neuen Mitgliedstaat befördert, 
nicht die Zahlung von Beitrittsausgleichsbeträgen verlangen kann, wenn 
die Erzeugnisse nicht nach der Erfüllung der Zollförmlichkeiten in dem 
den zuständigen Behörden des Ausfuhrmitgliedstaats als Bestimmungs­
staat angegebenen Mitgliedstaat auf dem Markt dieses letztgenannten 
Staates tatsächlich in den Handel gebracht worden sind. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe 

Koopmans Everling Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 27. Oktober 1981. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 
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